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STELLUNGNAHME: 

Der Hinweis ist unnötig, da bereits in Ziffer 5 der Begründung festgestellt wurde, dass der Flächennutzungsplan im 

Wege der Berichtigung anzupassen ist. Nebenstehende Feststellung, daß dies im Parallelverfahren zu erfolgen hat ist 

falsch. § 13 b Abs 2. Nr. 2 legt fest, dass der Bebauungsplan auch aufgestellt werden kann, bevor der 

Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wird zur Kenntnis genommen 
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STELLUNGNAHME: 

Der Hinweis auf das Gesetz des Landes Baden-Württemberg zur Förderung 

der Kreislaufwirtschaft und Gewährleistung der umweltverträglichen Abfallbewirtschaftung 

(Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz - LKreiWiG) bezieht sich auf die Abfuhr von Bodenaushub, da aber das Gelände 

angefüllt wird, ist der Hinweis fehl am Platz. Vielmehr wird entsprechend § 3 Abs . 3  durch die Geländeveränderung 

ein Erdmassenausgleich möglich und die anfallenden Aushubmassen können vor Ort verwendet werden. 

 

 

 

STELLUNGNAHME: 

Bei den artenschutzrechtlichen Maßnahmen handelt es sich größtenteils um Fragen zur Beleuchtung, zum Schutz vor 

Vogelschlag und zu Bauzeitbeschränkung. Es besteht grundsätzlich keine Möglichkeit nach § 9 BauGB diese Verbote 

als Festsetzung zu regeln. Es handelt sich auch nicht um CEF-Maßnahmen oder Ausgleichsmaßnahmen. Der 

Bebauungsplan regelt grundsätzlich mehr oder weniger „nur“ das Maß und Art der baulichen Nutzung und aus der 

Errichtung der baulichen Anlagen ergeben sich zunächst keine Verbotstatbestände. Das BauGB regelt grundsätzlich 

weder die Größe von Fensterscheiben noch die Beleuchtung von Gebäuden - in der Folge sind derartige 

Schutzmaßnahmen nach § 44 BNatSchG geregelt und folgerichtig nur als Hinweis aufgenommen worden. 

 

VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 12.10.2010 AZ 3 S 1873/09: 

Der Senat geht - in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (vgl. Beschluss vom 

25.08.1997 - 4 NB 12.97 -, NVwZ-RR 1998, 162), der Rechtsprechung des 5. Senats des erkennenden Gerichtshofs 

(vgl. Urteil vom 25.04.2007 - 5 S 2243/05 -, NuR 2007, 685) und der Rechtsprechung der übrigen 

Oberverwaltungsgerichte (vgl. OVG Rheinl.-Pfalz, Urteil vom 13.02.2008 - 8 C 10368/07 -, NVwZ-RR 2008, 514; 

BayVGH, Urteil vom 30.11.2008 - 9 N 05.112 -, juris; OVG Nordrh.-Westf., Urteil vom 30.01.2009 - 7 D 11/08.NE -, 

NuR 2009, 421; HessVGH, Urteil vom 21.02.2008 - 4 N 869/07 -, BauR 2009, 766) - davon aus, dass nicht der 

Bebauungsplan oder einzelne seiner Festsetzungen, sondern erst deren Verwirklichung einen untersagten Eingriff 

darstellen kann. Die Gemeinde als Trägerin der Planungshoheit ist nicht unmittelbare Adressatin der 

Verbotstatbestände des besonderen Artenschutzrechts. Ein Bebauungsplan bildet insoweit zwar eine mögliche 

Grundlage für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben, von denen artenschutzrechtlich verbotene 

Zugriffe auf besonders geschützte oder streng geschützte Arten ausgehen können. Er bewirkt aber selbst keine 

unmittelbaren Eingriffe in die Schutzgüter des Artenschutzrechts. 
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STELLUNGNAHME: 

Die zitierte Richtlinie ist nicht zu beachten, da sich das Ortschild im Bereich des Friedhofs befindet und die Bäume 

demnach innerhalb der Ortsdurchfahrt befinden. Bei einer Geschwindigkeit von 50 km/h ist diese Richtlinie nicht 

anzuwenden- 

 

 

 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

 

 

 

Keine Bedenken und Anregungen. 

 

 

 

 

 

STELLUNGNAHME: 

Die vom Fachbereich geforderte Minimierung und Vermeidung ist nach §13 a Abs. 2 Nr. 4 explizit nicht notwendig, da 

der Eingriff in die Schutzgüter und somit auch in das Schutzgut Boden gemäß §1a Abs 3 BauGB zulässig bzw. vor der 

planerischen Entscheidung erfolgt ist.  

 

 

 

 

BESCHLUSSVORSCHLAG: 

In Ziffer D.4. wird das Wirt Sichtwässer durch Schichtwässer ersetzt 

 

 


